
w Es bleibt schwierig, Fachkräfte und 
Azubis zu gewinnen. Die Betriebe 
sind aufgefordert, ihre Anstrengun-
gen auszuweiten. Seite 2

w Tanja Kix ist eine der beiden Dele-
gierten der Geschäftsstelle Detmold 
bei Gewerkschaftstag. Was sie  
bewegt. Interview auf  Seite 4 
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Arbeitsplätze sind in Gefahr. Dies klingt selt-
sam, werden doch überall in Deutschland hän-
deringend Arbeitskräfte gesucht. Und doch 
droht der Abbau von guten, tarifgebundenen 
Arbeitsplätzen in der Industrie. 

Das FDP-geführte Finanzministerium hat  
eine Antwort: das »Wachstumschancenge-
setz«. Klingt ein bißchen so wie das »Gute-
Kita-Gesetz«, welches die ehemalige Famili-
enministerin Franziska Giffey in die Welt ge-
setzt hat. Und eröffnet die Frage, was uns da 
schöngezeichnet werden soll. Solche Namen 
gehören eher in den Supermarkt denn auf die 
politische Bühne.  

Was ist denn eigentlich drin in der Verpak-
kung? Gibt es auch eine Zutatenliste und 
einen Nutriscore – und vielleicht noch ein Eis 
gratis, wer erfolgreich den Karton freirubbelt? 
Wer die Zutaten durchschaut, sieht ein Bün-
del an Gesetzesänderungen, welche vor allem 

Steuersenkungen und Investitionsprämien 
für Unternehmen bedeuten. Warum heißt das 
Gesetz dann nicht gleich »Der FDP fällt immer 
das Gleiche ein-Gesetz« oder »Gesetz zur Ver-
schärfung der sozialen Ungleicheit«? Nur am 
Rande: Dass die Bundesfamilienministerin 
mehr Geld für eine bessere Absicherung von 
Kindern in armen Familien gefordert hat, als 
der Finanzminister herausrücken will, war und 
ist berechtigt. Dass in einer Koaltion gescha-
chert wird, ist zugleich alltägliche Praxis und 
sollte niemanden empören. Nüchtern be-
trachtet will Lindner bei den Menschen spa-
ren, unter anderem bei einer Kindergrundsi-
cherung, und gibt woanders Geld hinein. Den 
Menschen traut er nicht, sie könnten ja Sozi-
alleistungen missbrauchen, der Wirtschaft 
dagegen schon. Das Wachstumschancenge-
setz bedeutet veranschlagte 6,7 Milliarden 
Euro Steuerersparnis für Unternehmen. Geld, 

welches dem Staat dann fehlt. Und es ist 
leicht zu erahnen, wo das Finanzministerum 
unter anderem sparen will: unter anderem bei 
Zuwendungen an Kommunen, die dann wie-
derum bei sozialen Leistungen kürzen müs-
sen.  

Chancen sind nicht, wie Linder einmal be-
hauptet, dornig und waren vormals Probleme, 
Chancen sind ein echtes Problem. Das gilt ge-
nerell: auch Bildungschancen sind blöd. Das 
ist liberales Denken: Du hattest Deine 
Chance, Du hast sie genutzt oder eben auch 
nicht. Das hat aber nichts mit sozialstaatli-
chem Denken zu tun, welches auf Solidarität 
und Unterstützung setzt. Wer Chancen groß-
schreibt, treibt den Wettlauf zwischen den 
Menschen an – bei dem die Schwächeren re-
gelmäßig den Kürzeren ziehen. 

Keine Chance sollen offenbar energieinten-
sive Unternehmen erhalten. Jedenfalls sperrt 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
immer noch gibt es keinen 
Brückenstrompreis. Die Bun-
desregierung konnte sich bis-
lang nicht dazu durchringen. 
Während die IG Metall ganz 
eindeutig und mit guten Argu-
menten einen solchen für ener-
gieintensive Unternehmen fordert, ist das Bild 
in der Bundesregierung sehr durchwachsen. 
Die FDP ist dagegen, obwohl sie ja eigentlich 
die Partei sein sollte, die Unternehmen fördert. 
Subventionen aller Art, die in Richtung Unter-
nehmen verteilt werden, sind ihr nun wahrlich 
nicht unbekannt. Doch statt konkreter Hilfen 
bei den Energiepreisen setzt sie lieber auf ein 
nebulöses Paket von angeblichen Wachstums-
chancen. Die SPD ist in großen Teilen dafür, 
doch der Bundeskanzler ist bislang eher abge-
neigt. Die Grünen in Person von Robert Habeck 
sind dafür, können sich aber nicht durchsetzen. 
Zwei Argumente der Gegner und Skepitiker will 
ich gerne erwähnen: Ein Brückenstrompreis 
vergrößere lediglich die Gewinne der großen 
Konzerne, der Mittelstand bleibe auf der 
Strecke. Diese Gefahr ist uns bewusst. Deswe-
gen ist genau darauf zu achten, dass auch klei-
nere energieintensive Unternehmen wie die in 
der lippischen Kunststoffindustrie mit in die 
staatliche Finanzierung kommen und das 
Ganze nicht bei Unternehmen ankommt, die 
sowieso schon fette Gewinne einfahren. Und 
ein zweiter Einwand noch: Ein Brückenstrom-
preis verlangsame die Energiewende, wird ge-
sagt. Das würde stimmen, wenn nicht parallel 
intensiv an regenerativen Möglichkeiten gear-
beitet werden wird, die rasch kostengünstig 
zur Verfügung stehen. Deswegen auch der Be-
griff der »Brücke«. Sie setzt voraus, dass bei 
Ankunft am anderen Ufer eine emissionsarme 
Energiezukunft zur Verfügung steht. 

 
Nikolaus Böttcher, IG Metall Detmold
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Ohne Angebot

Am 6. September fand die erste Verhand-
lungsrunde in der lippischen Kunst-

stoffindustrie statt. Die IG Metall hat ihre 
Forderungen bereits seit Wochen öffentlich 
und damit auch für die Arbeitgeberseite gut 
wahrnehmbar kundgetan – diese sahen sich 
bei den Verhandlungen im Lippischen Hof 
in Bad Salzuflen aber nicht in der Lage, ein 
Angebot vorzulegen. 

Stattdessen stellten die Arbeitgeber ihre 
Kosten in den Vordergrund: Alles sei teurer 
geworden, die Energie, die Vorprodukte, das 
Kunststoffgranulat. Es sei zudem zuneh-
mend schwierig, die steigenden Kosten an 
die Kunden weiterzureichen. Das Motto 
lautet offenbar: Einem armen Mann kannst 
Du nicht in die Tasche greifen. »Die wirt-
schaftliche Situation ist tatsächlich gar nicht 

Der Arbeitgeberseite fällt zu den erforderlichen Entgeltsteigerungen ihrer Beschäftigten bislang 
nichts ein, während Kostensteigerungen bei Vorprodukten zähneknirschend hingenommen werden.
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sich Linder nachwievor gegen einen Brücken-
strompreis. So schönfärberisch die Titel der ei-
genen Gesetzesvorhaben ausfallen, so brutal 
ist hier die Aussage: Warum am Leben erhal-
ten, was auf Dauer sowieso stirbt? Das ist 
keine Logik, sondern nur verachtend gegen-
über den industriellen Sektoren, die nicht nur 
einen wichtigen Teil der Wertschöpfungskette 
darstellen, sondern auch fair bezahlte Arbeits-
plätze bieten. Die schöne neue Dienstlei-
stungswelt hingegen verspricht eher prekäre 
Jobs. Der Brückenstrompreis soll, wie der 
Name schon sagt, überbrücken, bis die erneu-
erbaren Energien voll zur Verfügung stehen 
und das zu international konkurrenzfähigen 
Preisen. Energieintensive Unternehmen sind 
auf Energiepreise angewiesen, die sie nicht 
aus dem globalen Wettbewerb kicken. Das 
muss drin sein. 

so schlecht, die steigenden Kosten konnten 
bislang überwiegend weitergereicht wer-
den, die Energiepreise sind gefallen und ak-
tuell obendrein durch staatliche Unterstüt-
zung gedeckelt«, sagt Nikolaus Böttcher, 
Verhandlungsführer der IG Metall Detmold, 
»die Arbeitgeber verhalten sich respektlos 
gegenüber den Mitarbeitern, wenn sie diese 
für die Verwerfungen auf dem Markt zah-
len lassen wollen«.  

Die Beschäftigten kämpfen selber mit der 
heftigen Inflation. Das Statistische Bundes-
amt gibt sie mit 6,1 Prozent für August an. 
Die Löcher im Portemonnaie sind tatsäch-
lich noch größer, weil in die Statisik Pro-
dukte eingearbeitet werden, die im Alltag 
nur eine geringe Rolle spielen. Von überra-
gender Bedeutung sind die Lebensmittel-
preise – und die steigen schon seit über 
einem Jahr zweistellig. Wer in den Super-

arkt geht – und das muss wohl jeder – weiß, 
was los ist. 

»Wir fordern die Arbeitgeber auf, in der 
zweiten Verhandlungsrunde am 27. Sep-
tember ein Angebot vorzulegen, um ernst-
haft in die Verhandlungen einsteigen zu 
können«, sagt Nikolaus Böttcher. 

  
Ü Mit Flugblättern und weiteren  
Informationen hält die IG Metall Dich über 
die Tarifrunde auf dem Laufenden. Beteilige 
Dich an unseren Aktionen, zeige, dass Du 
hinter den Forderungen stehst. Unsere Ak-
tion »Gib der Forderung 
Dein Gesicht« läuft wei-
ter, Fotos kannst Du 
hochladen:  www.igm- 
fotoaktion.de/igmdet-
mold-kunststoff

Mindestens 250 Euro mehr  

im Monat als Sockelbetrag

bei einer Laufzeit  
von 12 Monaten

Das fordern wir

8,5 % mehr Lohn & Gehalt  

& Ausbildungsvergütung

Wachstum wird es im energieintensiven Mittelstand ohne einen Brückenstrompreis nicht geben 

Heftig: Seit 2020 stiegen die Preise für Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke um rund ein Drittel.  
Quelle: Statisches Bundesamt, 2023
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8 kurz berichtet

Immer weniger Azubis 
 
Eine Umfrage der ›Deutsche Industrie- und 
Handelskammer‹ (DIHK) brachte zu Tage, dass 
47 Prozent der Unternehmen im vergangenen 
Jahre nicht alle Ausbildungsplätze besetzen 
konnten. Dies sei gegenüber den Werten vor 
der Corona-Pandemie ein Anstieg um ein Sech-
stel. Bei über 30.000 Betrieben sei nicht einmal 
eine einzige Bewerbung eingegangen. Als 
Gründe gibt die DIHK den demografischen 
Wandel sowie die mangelnde berufliche Orien-
tierung der jungen Generation an. So gibt es 
heute rund 100.000 weniger Schulabgänger als 
noch vor zehn Jahren. Schülern müsse mehr 
Berufsorientierung geboten werden, unter an-
derem durch mehr Praktika. 

Wichtig sei auch das Arbeiten mit moderner 
Informationstechnik. Das hat  der Auzubilden-
denreport des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des genauer betrachtet. Bei seiner Umfrage 
unter Azubis gab nur knapp die Hälfte der Be-
fragten an, sich durch die Ausbildung im Be-
trieb »gut« oder »sehr gut« auf das Thema vor-
bereitet zu sehen. Auch Berufsschulen seien 
oft nicht zeitgemäß ausgestattet. Zu oft müs-
sen Azubis in die eigene Tasche greifen, um 
Lücken in der technischen Ausbildung auszu-
gleichen. 

 
Ü Der Ausbildungsreport 
des DGB im Netz (QR-Code) 

Betriebsrat nicht im Fokus 
 
Im Koalitionsvertag der Bundesregierung steht, 
dass die Rechte der Betriebesräte gestärkt 
werden sollen. Im Kern geht es darum, dass Ar-
beitgeber, die die Gründung oder die Arbeit 
eines Betriebsrats behindern, auch anonym an-
gezeigt werden können. Doch bislang hat of-
fenbar noch kein Ministerium daran gearbeitet, 
die Gesetzeslage anzupassen. Dies hat eine 
Anfrage im Bundestag ergeben. »Die Bundes-
regierung betont, wie wichtig Tarifbindung ist. 
Dazu gehören aber auch starke betriebliche In-
teressenvertretungen. Wir fordern die Bundes-
regierung auf, ihre Versprechen nun auch end-
lich umsetzen«, sagt Daniel Salewski, Erster 
Bevollmächtigter der IG Metall Detmold. 

Union-Busting, also der Versuch, Gewerk-
schaften aus den Betrieben fernzuhalten und 
aggressives Verhalten gegenüber Kollegen, die 
einen Betriebsrat gründen wollen, nehmen ins-
gesamt zu. Der Gesetzgeber ist gefordert, die 
Rechte der Gewerkschaften und Beschäftigten 
eindeutig und besser zu schützen. 

Großen  Anklang fand die Idee des Button Days: Viele Beschäftigte zeigen mit dem 

roten IG Metall-Button »Wir verdienen mehr!«,  dass sie hinter den Forderungen in 

der Tarifrunde stehen. Der Button Day war am 5. September.  Aber es spricht nichts 

dagegen, ihn auch an weiteren Tagen zu tragen. Bei Coko gab es beispielsweise am 

7. September eine spontane Aktion  mit den Buttons (Foto links), an denen sich viele 

beteiligten.

Durch die Bank berichten die Betriebs-
räte der lippischen Kunststoffindustrie, 

dass es schwieriger geworden ist, Fachkräfte 
und Auszubildende zu gewinnen. Ein 
Trend, der nun schon seit Jahren anhält und 
sich weiter verstärkt. So sinkt die Zahl der 
Auszubildenen in der Kunststoffindustrie 
bundesweit seit Jahren. Dabei bildet die 
Kunststoffindustrie eben nicht nur – wie es 
seit Kurzem heißt – Kunststoff-und Kau-
tschuktechnologen aus, sondern bietet eine 
breite Palette von Ausbildungsberufen bis hin 
zur IT-Technik. 

Ninkaplast etwa hat aktuell neue Fach-
kräfte gewinnen können, aber nur, weil die 
Firma Heinze in Herford pleite gegangen ist 
oder von dort einige Kollegen gewechselt 
haben. 

Der Markt gebe im Bereich der Fach-
kräfte und Produktionshelfer kaum noch 
geeignetes Personal her, sagt auch Thomas 
Bergmann, Betriebsratsvorsitzender bei 
Oskar Lehmann. »Dies ist sicherlich auch 
der Schichtarbeit geschuldet, welche eine 
hohe körperliche Belastung bedeutet«. 
 
Auszubildende schauen auf  
zusätzliche Benefits 
 
Heutige Auszubildende achten sehr auf die 
Benefits, die ein Unternehmen zu bieten 
hat, stellt Thomas Bergmann heraus. Will 
heißen: Bietet ein Unternehmen noch mehr 
als die Ausbildungsvergütung? Dazu zählen 
etwa Rabattkarten fürs Tanken oder auch 
Sportangebote. »Ein weiterer wichtiger 
Punkt ist, ob ein Unternehmen für die Zu-
kunft aufgestellt ist, gerade was den Bereich 
Nachhaltigkeit betrifft«, ergänzt Thomas 

Bergmann, »auch Qualifizierungsangebote 
in oder auch nach der Ausbildung spielen 
eine Rolle. Kann ein Unternehmen dieses 
nicht bieten, entscheiden sich die Auszubil-
denden für andere Unternehmen, oder Sie 
entscheiden sich nachdem Sie eine Zusage 
bekommen haben noch einmal um und tre-
ten ein Studium an.«  
 
Die Konkurrenz ist groß 
 
Für Auszubildende und Fachkräfte gilt: die 
Konkurrenz ist groß. Phoenix Contact und 
Weidmüller stehen da als Beispiele für 

Azubis willkommen!
Fachkräfte und Auszubildende zu bekommen, bleibt schwierig. Die lippische Kunststoffindustrie  
bemüht sich und muss sich mit den großen Unternehmen in der Region messen.

Deutschland ist keine gute Adresse

Bundesfinanzminister Christian Lindner stellte sich im Februar diesen Jahres in einen Hör-
saal in Ghana – und warb um Fachkräfte. Andere Minister taten es ihm gleich, auf allen 
Kontinenten der Welt. Doch davon mal abgesehen, dass sie im eigenen Land fehlen, wenn 
sie auswandern, wollen die offenbar gar nicht nach Deutschland. Zu viel Bürokratie und 
keine wirkliche Willkommenskultur. Nach seriösen Berechnungen braucht Deutschland in 
den nächsten Jahren mindestens 1,5 Millionen Menschen jährlich, die zuwandern und mit 
ihren Qualifikationen in der Lage sind, den Fachkräftemangel zu beheben.  

Doch warum sollten sie kommen? Die ›Freien Wähler‹ in Bayern, deren Vorsitzender Hu-
bert Aiwanger es vollbracht hat, sich in der Flugblattaffäre als Opfer darzustellen, wollen 
»das gewachsene Sinnerbe unserer Heimat« schützen. Dazu zählten »landesübliche Geräu-
sche wie Kirchturmläuten, Kuhglocken oder ortsbekannte Gerüche wie der Brotduft einer 
Bäckerei« – so stehts im Programm. Dann noch viel Spaß – und backt doch eure Brote und 
Brötchen selber. Denn der Fachkräftemangel ist längst auch in den Bäckereien angekom-
men, die davon mal ab nur noch in seltenen Fällen vor Ort einen Teig gären lassen und dar-
aus duftende Teigwaren herstellen. 

Es gibt also immer noch viele Gründe, warum Fachkräfte aus dem Ausland gerade nicht 
nach Deutschland wollen. Warum sollten sie in ein Land, in dem sie im besten Fall auf ihre 
Arbeitskraft reduziert und im schlimmeren Fall gemobbt oder gar rassistisch bedroht wer-
den? Warum in ein Land aufbrechen, dessen Menschen sich zu einem gewichtigen Teil 
nicht öffnen wollen und lieber rechtsextreme Parteien wählen? Menschen brauchen Per-
spektiven, sie müssen sich wohlfühlen. Dann klappt es auch mit der Integration.

große Unternehmen, die mehr bieten kön-
nen als Mittelständler, einfach weil sie über 
weitreichendere Ressourcen verfügen. Dort 
scheinen auch die Zukunftsaussichten gut. 

Und das, was am Monatsende als Lohn 
herauskommt, spielt eine große Rolle: In ta-
rifgebundenen Unternehmen der Metall- 
und Elektroindustrie sind die Entgelte und 
Ausbildungsvergütungen höher als in der 
lippischen Kunststoffindustrie. »Fachkräfte 
haben ihren Preis. Die lippische Kunst-
stoffindustrie muss sich da messen lassen, 
auch wenn es für klassische Zulieferer 
schwieriger ist als für die großen Player«, 
sagt Daniel Salewski, Erster Bevollmächti-
ger der IG Metall Detmold.  

Bei den Ausbildungsvergütungen etwa 
liegt die lippische Kunststoffindustrie gar 
nicht so schlecht im Vergleich zur Metall- 
und Elektroindustrie, der Rückstand bei der 
monatlichen Vergütung beträgt rund 100 
Euro. Einerseits gilt: die lippische Kuns-
stoffindustrie bildet selber zu wenig aus. 
Andererseits ist bekannt, dass es schwierig 
geworden ist, überhaupt Jugendliche für die 
Berufe zu begeistern. Die Unternehmen 
haben längst reagiert, schalten Anzeigen, 
klappern die Jobmessen ab. »Es mangelt so-
wohl an Quantität und Qualität, das muss 
sich ändern, da muss noch mehr passieren«, 
sagt Martin Brummermann, stellvertreten-
der Betriebsratsvorsitzender bei Coko.



schäftsführung bei Oskar Lehmann ebenfalls 
über eine entsprechende Betriebsvereinba-
rung. 

 
Bei Coko in Bad Salzuflen ist die Auftragslage 
im Vergleich zum Frühjahr eher rückläufig 
und durchwachsen. Der August war schwach, 
Anfang September lief es wieder besser. »Mehr 
als Momentaufnahmen sind aktuell nicht 
möglich«, sagt Martin Brummermann, der 
stellvertretende Betriebsratsvorsitzende. Für 
die Beschäftigten hat die Delle bereits Konse-
quenzen: Die Geschäftsführung hat sie aufge-
fordert, die verschiedenen Zeitkonten runter-
zufahren, sprich, sie durch Freizeit auszuglei-
chen. »Die 
Reaktionen sind 
unterschiedlich: 
Manche freuen 
sich, bei dem aktu-
ell schönen Wetter 
frei nehmen zu 
können, andere är-
gern sich, weil sie 
die Zeit eigentlich 
zu einem anderem 
Zeitpunkt nehmen 
wollten«, sagt 
Martin Brummer-
mann. Rund 560 
Kolleginnen und 
Kollegen arbeiten 
bei Coko in Bad 
Salzuflen. Diese 
Zahl ist stabil. We-
nige Leiharbeit-
nehmer sind 
zudem im Betrieb eingesetzt. 

Mit großer Freude hat der Betriebsrat wahr-
genommen, dass zum 1. August und 1. Sep-

tember acht neue 
Auszubildende be-
gonnen haben: ein 
Mechatroniker, 
drei Werkzeug-
mechaniker, zwei 
Kunststofftechno-
logen, eine Indu-
striekauffrau und 
ein Fachinforma-
tiker IT. Der Be-
triebsrat hat sie be-
reits begrüßt. »Es 
ist schön, dass sie 
zu uns gefunden 
haben. Und wir 
beglückwünschen 
sie, diesen Weg 
eingeschlagen zu 

haben, mit dem sie 
ihre Zukunft best-

möglich absichern«, ergänzt Martin Brum-
mermann. 

 
Bei ›Kingspan Light & Air GmbH‹, vormals Ess-
mann, hat sich die Auftragslage verbessert. 
War sie Anfang Juni noch zufriedenstellend, 
so hat sie im Juli und August angezogen. Der 
Betriebsrat bezeichnet sie als gut. Die gute Lage 
führt jedoch nicht etwa zu Neueinstellungen, 
sondern vor allem zu dem Einsatz von Leih-
arbeitnehmern. Hatte Essmann lange Zeit 
überhaupt keine im Betrieb, ist dies nun an-
ders. Etwa 30 wurden in den vergangenen 
Wochen angefordert, allerdings sind weniger 
als die Hälfte am Einsatzort Kingspan geblie-
ben. Die Geschäftsführung wird wohl weitere 
anfordern. Sie arbeitet dabei mit den üblichen 
Personalagenturen. »Wir fordern, statt Leih-
arbeitern Aushilfen einzustellen. Wenn Leih-
arbeit aus Sicht der Geschäftsführung unum-
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Es läuft nicht überall rund
Bei Oskar Lehmann ist die Auftragslage weiter schlecht, bei Coko schwanken die Zahlen. Bei Ninkaplast und in weiteren Betrieben 
läuft es allerdings gut. Als Zulieferer ist die lippische Kunststoffindustrie abhängig davon, was etwa die Automobilindustrie ordert.

Bei Ninkaplast in Bad Salzuflen ist die Auf-
tragslage zwar rückläufig, aber noch gut. In 
diesem Jahr gab es bereits 15 Neueinstellungen. 
Acht Beschäftigte, die zuvor befristet waren, 
haben zudem einen unbefristeten Vertrag be-
kommen. Damit ist die Zahl der Beschäftigten 
auf über 310 gewachsen. Auch die Zahl der 
Leiharbeitnehmer hat zugenommen, es sind 
zwischen 20 und 25 Kollegen aus der Leihar-
beit im Betrieb. Gearbeitet wird von montags 
bis freitags, in einzelnen Bereichen der Pro-
duktion auch samstags, entsprechend fallen 
dort Überstunden an. 

Insgesamt bildet Ninkaplast elf junge Men-
schen aus, vier sind in diesem Jahr frisch in ihre 
Ausbildung gestartet, Mechatroniker, Verfah-
rensmechaniker und ein Industriekaufmann. 
Es sei schwierig gewesen, neue Auszubildende 
zu finden, letztlich sei es dem Unternehmen 
aber gelungen, berichtet Esin Kocaaga, der Be-
triebsratsvorsitzende. 
 
Der Betriebsrat von Oskar Lehmann in Blom-
berg Donop berichtet weiter von einer 
schlechten Auftragslage. Diese hält jetzt schon 
seit April diesen Jahres an. »Nachdem wir im 
August keine Kurzarbeit gemacht haben, müs-
sen wir dieses Mittel für den September wieder 
nutzen um die Auftragsrückgänge abzufedern. 
Wir vom Betriebsrat sind uns bewusst, dass 
dieses für den einzelnen eine hohe finanzielle 
Belastung gerade in der jetzigen Zeit bedeutet. 
In einer solchen Situation geht es aber zentral 
darum, die Arbeitsplätze hier bei uns zu erhal-
ten«, sagt Thomas Bergmann, der Betriebs-
ratsvorsitzende. 246 Kolleginnen und Kolle-
gen arbeiten aktuell bei Oskar Lehmann. Leih-
arbeitnehmer sind keine im Betrieb. 

19 junge Menschen lernen bei Oskar Leh-
mann. Zum 1. August und 1. September starte-

ten acht Auszubildende: ein Maschinen- und 
Anlagenführer, ein Mechatroniker, drei Indu-
striekauffrauen/männer, zwei Kunststoff-und 
Kautschuktechnolog/innen und ein Fachlage-
rist. Für den Bereich Werkzeugbau wollte 
Oskar Lehmann ebenfalls einen Ausbildungs-
platz vergeben, doch ein Bewerber, der bereits 
zugesagt hatte, hatte wieder zurückgezogen. 
Der Betriebsrat begrüßt die neuen Auszubil-
denden herzlich. 

Trotz der schlechten Auftragslage fand in 
diesem Sommer das alljährliche Fest für be-
trieblichen Jubilare statt, geehrt wurden Kolle-
ginnen und Kollegen mit 10- und 25-jähriger 
Betriebszugehörigkeit. Eine gelungene Veran-
staltung, an der der Betriebsrat auch teilge-
nommen hat. 

Inzwischen gibt es das Jobrad ja in den mei-
sten Betrieben der lippischen Kunststoffindu-
strie, nun verhandeln Betriebsrat und Ge-

gänglich ist, dann muss mit Vermittlern gear-
beitet werden, die Equal Pay ab dem ersten Tag 
gewährleisten«, sagt Halil Annac, der Betriebs-
ratsvorsitzende. Bislang hat Kingspan erst 
einen einzigen Leiharbeiter vom ›Netzwerk 
Lippe‹ angefordert – einer der ganz wenigen 
Anbieter, die überhaupt Equal Pay garantieren. 
Aushilfen für die Produktion wurden in den 
vergangenen Wochen ebenfalls eingestellt, al-
lerdings in geringem Umfang. Eine Betriebs-
vereinbarung, die den Einsatz für Leiharbeit im 
Betrieb regelt, gibt es aktuell nicht. Der Be-
triebsrat stimmte dem Einsatz von Leiharbeit-
nehmern, die nicht unter Equal Pay-Bedin-
gungen eingesetzt werden sollten, nicht zu, vor 

dem Arbeitsgericht gab es einen Gütetermin 
(siehe auch die Box auf dieser Seite zu diesem 
Thema).  

»Die Geschäftsführung will mehr Teile raus-
kriegen. Aus unserer Sicht sind die Arbeitsbe-
dingungen aber weiter stark verbesserungsbe-

Rechte des Betriebsrats  
bei Leiharbeit  
Leiharbeit ist mitbestimmungspflichtig (Arti-
kel 99 des Betriebsverfassungsgesetzes). Der 
Betriebsrat in dem Betrieb, in dem die Leihar-
beitnehmer eingesetzt werden sollen, der so-
genannte Entsendebetrieb, kann zustimmen 
oder ablehnen. Allerdings sind die Rechte in 
der Praxis eingeschränkt. Lehnt der Betriebs-
rat ab, kann der Arbeitgeber die Leiharbeit-
nehmer dennoch einsetzen, wenn er angibt, 
dass dies »vorläufig« geschieht (Artikel 100 
BetrVG). Dann braucht er die Zustimmung des 
Betriebsrats nicht. Manchmal erwirken Arbeit-
geber auch Zustimmungsersetzungen durch 
Arbeitsgerichte und umgehen so die Zustim-
mung des Betriebsrats. Dagegen kann der Be-
triebsrat zwar wiederum vorgehen, denn es 
besteht grundsätzlich ein gerichtlicher Unter-
lassungsanspruch. Da die Dauer solcher Ver-
fahren jedoch meist die Einsatzzeiten der 
Leiharbeitnehmer überschreiten, ist ein sol-
cher Widerspruch oftmals wenig hilfreich. 

2020 hat das Bundesarbeitsgericht jedoch 
klargestellt, dass Einsatzzeiten von Leihar-
beitnehmern mitbestimmungspflichtig sind. 
Damit muss der Betriebsrat auch den konkre-
ten Einsatzzeiten zustimmen. Damit eröffnen 
sich neue Mitbestimmungswege bis hin zu 
einem Unterlassungsanspruch. Dadurch ist es 
also für einen Arbeitgeber schwieriger gewor-
den, über die Köpfe des Betriebsrats hinweg 
Leiharbeit in den Betrieb zu holen. 
(BAG, Beschluss vom 28.7.2020, Az.: 1 ABR 
45/18)

dürftig, weil durch den Zuzug der Produktion 
aus dem nun ehemaligen Standort Detmold die 
Bewegungsfreiheit eingeschränkt ist, Maschi-
nen nicht optimal stehen. Da müsste angesetzt 
werden, um den Output zu erhöhen«, sagt 
Halil Annac. So hat der Betriebsrat auch mit 
Verwunderung zur Kenntnis genommen, dass 
die Geschäftsführung Zeitaufnahmen in der 
Produktion machen will. »Ein konkreter Ter-
min ist uns noch nicht bekannt. Aber Zeitauf-
nahmen machen nur Sinn, wenn die Maschi-
nen nicht mehr umgestellt werden«, ergänzt 
Halil Annac. 

Wie in den meisten Betrieben der lippischen 
Kunststoffindustrie auch, hat Kingspan am 
Standort Bad Salzuflen eine Vereinbarung zum 
Fahrradleasing geschlossen. Wer sich für die 
Bedingungen interessiert, kann sich gerne an 
den Betriebsrat wenden. 

Abgeschlossen haben Betriebsrat und Ge-
schäftsführung eine Betriebsvereinbarung zur 
Software »Saleforce«. Die Geschäftsführung 
will die Software einsetzen. »Wir haben das 
Maximale an Persönlichkeitsschutz rausgeholt, 
soweit es die Mitbestimmung zulässt«, sagt 
Halil Annac. So ist es untersagt, die Software 
zu Leistungskontrollen zu gebrauchen. 

Bis Ende des Jahres will der Betriebsrat eine 
neue Vereinbarung für Gewerbliche und An-
gestellte zur Arbeitszeit erreichen. Die bishe-
rige Regelung im Rahmen der Zukunftsver-
einbarungen ist ausgelaufen, weil der Arbeit-
geber kein Interesse an einer neuen 
Zukunftsvereinbarung hatte. Damit galt wie-
der die alte Betriebsvereinbarung zur Arbeits-
zeit. »Die ist aber an vielen Stellen nicht mehr 
zeitgemäß, einige Gesetzesvorgaben wie etwa 
die zur Arbeitszeiterfassung haben sich geän-
dert. Deswegen wollen wir neue Vereinba-
rung«, sagt Halil Annac. Der Betriebsrat berei-
tet eine solche vor, Verhandlungstermine mit 
der Geschäftsführung gibt es noch nicht. 

 
Bei Friedrichs & Rath im Extertal ist die Auf-
tragslage zufriedenstellend. Die Produktion 
läuft von montags bis freitags, Überstunden 
fallen keine an. Leiharbeitnehmer sind keine 
im Betrieb. Die aktuelle Beschäftigtenzahl be-
trägt 220. Der Betriebsrat begrüßt, dass alle be-
fristeten Arbeitsverträge verlängert wurden. 

Ein Auszubildender hat zum 1. August eine 
Ausbildung zum Verfahrensmechaniker be-
gonnen, damit hat Friedrichs & Rath zwei 
Auszubildende im Betrieb. Das sind im Ver-
hältnis zur Beschäftigtenzahl zwar wenige. 
»Wir sind aber erfreut darüber, dass man end-
lich wieder das Thema Ausbildung voran 
treibt«, sagt Jutta Kopischke, die Betriebsrats-
vorsitzende. 

Die Betriebsvereinbarungen zu Kurzarbeit 
und Homeoffice wurden in guter Zusammen-
arbeit mit der Geschäftsführung zügig zum 
Abschluss gebracht. »Die Betriebsvereinba-
rung zur Kurzarbeit liegt nun bereit, um im 
Falle dessen aktiviert werden zu können. Wir 
hoffen aber, dass die Situation erst gar nicht 
eintritt«, sagt Jutta Kopischke. 

Der Betriebsrat widmet sich verstärkt dem 
Thema Mobbing im Betrieb. »Leider tritt die-
ses Thema immer weiter in den Vordergrund. 
Wir sehen da Informations- und Handlungs-
bedarf«, sagt Jutta Kopische. Zwei Betriebsräte 
lassen sich gerade berufsbegleitend ausbilden, 
um sich dem Thema Mobbing fachgerecht 
widmen zu können. 

Leider ist Waldemar Brodde aus der Tarif-
kommission ausgetreten. »Wir fanden seine 
Entscheidung sehr schade und bedanken uns 
bei Waldemar für seinen jahrelangen Einsatz«, 
fügt die Betriebsratsvorsitzende im Namen des 
Betriebsrats an. 

Die neuen Auszubildenden von Oskar Lehmann bei einem Teamspiel am Schiedersee.

Der Betriebsrat begrüßt die neuen Auszubildenden bei Coko. 
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Ende Oktober findet der Gewerkschaftsstag der IG Metall statt. Tanja Kix ist Delegierte der Geschäftsstelle Detmold. Warum sie sich 
in der IG Metall engagiert und warum die Rente ein so wichtiges Thema ist, beschreibt sie im Interview.

Rente auskommen müssten, weil eben mal die 
Börsen gecrasht sind. Altersvorsorge gehört 
in staatliche Hand, muss beitragsfinanziert 
sein und taugt schon gar nicht zur Spekula-
tion. Der Staat muss sie regeln, sie darf nicht 
davon abhängig werden, dass die einzelnen 
Menschen sich selber kümmern. Viele könn-
ten das gar nicht. Profitieren würden nur die, 
die sowieso schon genug Geld haben, sich aus-
kennen oder gleich einen Anlagenberater an-
heuern. Ich finde, die IG Metall muss da ganz 
klar sein. Was notwendig ist, wäre sogar eine 
Ausweitung der Rente auf die Beamten und 
Selbstständigen, alle sollten in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzahlen. Gleiches gilt 
übrigens auch für die Pflegeversicherung.Der 25. Gewerkschaftstag der IG Metall fin-

det vom 23. bis 26. Oktober in Frankfurt 
am Main statt. Gewählte Delegierte der IG 
Metall Detmold sind Lars Buller und Tanja 
Kix. Die 45-Jährige ist seit 23 Jahren bei 
Weidmüller beschäftigt, sie ist Projektleiterin 
im Marketing. 
 
Du bist schon lange bei Weidmüller, aber noch 
gar nicht so lange in der IG Metall. 
Ich war lange Jahre Außertariflich Beschäf-
tigte. Mein Interesse war da, aber tatsächlich 
bin ich den Schritt in die IG Metall nie gegan-
gen. Als sich abzeichnete, dass ich wieder in 
den Geltungsbereich des Metall- und Elektro-
tarifvertrags komme, habe ich mich ent-
schlossen, mitzugestalten und für den Be-
triebsrat zu kandidieren. Das war 2017. Da-
mals bin ich auch Mitglied in der IG Metall 
geworden. Angestellte und IG Metall, das ist 
ein altbekanntes und schwieriges Thema. Das 
Image der IG Metall bei den Angestellten ist ja 
eher angestaubt. Tatsächlich mögen da auch 
andere Gründe dahinter stecken, warum die 
IG Metall in den direkten Bereichen stark und 
bei den Angestellten in der Regel deutlich 
schwächer verankert ist. Angestellte, gerade 
solche, die nicht unter den Tarifvertrag fallen, 
fehlt der Bezug, oftmals meinen sie auch, al-
leine ihre Sachen regeln zu können. Auf der 
anderen Seite sind die Betriebsräte und die IG 
Metall oft auch sehr stark auf die Beschäftigten 
in den Produktionsbereichen konzentriert. 
 
Warum bist Du den Schritt gegangen, für den 
Betriebsrat zu kandidieren? 
 
Mitgestalten finde ich wichtig. Es ist span-
nend, die Arbeits- und damit letztlich auch die 

Lebensbedingungen mitzubestimmen. Ich en-
gagiere mich gerne, es bereitet mir bei aller 
Anstrengung Vergnügen.  Zunächst wurde ich 
als Ersatzmitglied des Betriebsrats gewählt, seit 
2022 bin ich ordentliches Mitglied. 

Auch in der IG Metall wollte ich nicht ein-
fach nur Mitglied sein. Bei Weidmüller gibt es 
Vertrauensleute der IG Metall. Ich entschied, 
da als Vertrauensfrau mitzumischen und mit 
den anderen zusammen den Vertrauenskör-
per im Betrieb wieder sichtbarer zu machen.  

Was mich innerhalb der IG Metall weiter-
gebracht hat, war das Projekt ›Die IG Metall 
vom Betrieb aus denken‹. Da habe ich viel 
mitbekommen, wie die IG Metall tickt und 
welche Menschen dort aktiv sind. Ich habe 
mitgenommen, dass die IG Metall auf dem 
Weg der Veränderung ist und sich moderner 
aufstellen will. 
 
Und nun bist Du Delegierte  
auf dem Gewerkschaftstag. 
Das ist eine besondere Ehre. Ich hatte mein In-
teresse daran kundgetan und wurde tatsäch-
lich gewählt. Ich hoffe, dort möglichst vieles 
für meine eigene Arbeit vor Ort mitnehmen 
zu können. Wir sind dort auch mit einem ei-
genen Antrag präsent. Es geht um Reiseko-
sten für Seminare der IG Metall. Bislang ist es 
so, wer mit einem Auto anreist, erhält wenig 
Kilometergeld, 11 Cent pro Kilometer sind so 
wenig, dass es im besten Fall gerade reicht. Das 
wollen wir ändern. 
 
Ein Thema des Gewerkschaftstages wird die 
Rente sein. 
Wer auf die Rente schaut, dem kann Angst 
und Bange werden. Ich habe ja noch gut 20 
Jahre Erwerbsleben vor mir, stelle mir aber 
schon die Frage, wie meine Alterssicherung 
dann aussieht. Grundsätzlich sollte niemand 
im Alter in Armut leben müssen, das gilt be-
sonders für ein so reiches Land wie Deutsch-
land. Die Frage ist, wie sich das erreichen lässt.  
Die Gesetzliche Rente ist sicherlich verbesse-
rungswürdig, aber sie ist der sicherste und ef-
fektivste Weg, für alle Menschen im Alter eine 
auskömmliche Rente zu garantieren. Sie 
müsste sogar noch ausgebaut werden. Das 
Rentenniveau ist in den vergangenen Jahr-
zehnten auf 48 Prozent gesunken, das ist zu 
niedrig. Schon heute ist es so, dass viele Men-

»Mitgestalten finde ich wichtig«

schen mit einer geringen Rente auskommen 
müssen. Die Belastungen steigen zugleich, die 
Lebensmittelpreise kennt jeder, die Mieten 
steigen, wer auf dem Land wohnt, braucht ein 
Auto und so weiter. Wer noch fit ist, nimmt 
einen Job an, um die Rente aufzubessern. Das 
können aber nicht alle – und das ist ja auch 
nicht die Idee für diesen Lebensabschnitt, zu-
mindest nicht, wenn es zum Zwang wird, da-
zuverdienen zu müssen. 

Andere Modelle wie die Riester-Rente 
haben sich als Flop erwiesen, weil daran vor 
allem die Versicherer verdienen. Jetzt wird die 
Aktienrente diskutiert. Aber es ist kein Na-
turgesetz, dass Aktienkurse immer steigen. 
Das Risiko würde so auf die Menschen abge-
wälzt, die im Zweifel mit einer kleineren 


